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Anfrage gemäß § 19 Absatz 3 Satz 1 der Landkreisordnung für Baden-Württemberg 
   unser Zeichen: 2026/032 

 

Sehr geehrter Herr Landrat, 

gemäß § 19 Absatz 3 Satz 1 LKrO verlangt die AfD-Fraktion, dass Sie den nächsten Kreistag 

am 20.07.2026 in öffentlicher Sitzung in folgender Angelegenheit des Landkreises unter-

richten: 

 
 

Anfrage der AfD-Fraktion: 

Verletzung der satzungsgemäßen Neutralitätspflicht der VHS Landkreis Konstanz e.V. 

durch Kooperation mit dem politischen Bündnis "Konstanz für Demokratie" 

 
I. Kenntnisstand und politische Verantwortung 

1. Wann und in welcher Form wurden der Landrat als Vertreter des Landkreises in der Mit-

gliederversammlung der VHS Landkreis Konstanz e.V. (ferner vhs) sowie die vom Kreistag 

in den vhs-Beirat entsandten Vertreter Jürgen Maas (CDU), Dr. Hubertus Both-Pföst (FW), 

Elke Grosskreutz (Grüne) und Claudia Weber-Bastong (SPD) über die Kooperation mit dem 

Bündnis Konstanz für Demokratie (KfD) sowie über Titel und Inhalt der genannten Reihe 

informiert, und welche konkreten Schritte haben diese Gremienvertreter daraufhin ge-

genüber der vhs-Leitung unternommen, um die Einhaltung der Neutralitätspflicht si-

cherzustellen? 
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2. Wie bewertet der Landrat die Vereinbarkeit einer Reihe, die unter dem Slogan „Gesichert 

rechtsextrem – Die AfD und die rechtsradikale Szene in der Region Konstanz“ agiert, mit 

dem gesetzlichen Auftrag der vhs zur Förderung der Meinungsbildung in ihrer gesamten 

Breite? 

II. Finanzierung und Ressourceneinsatz 

1. In welcher Höhe wurden für die Planung, Bewerbung (Webpräsenz, soziale Medien) und 

Durchführung dieser Reihe öffentliche Mittel (Personalzeit der vhs-Leitung, Honorare für 

Referenten wie Jürgen Weber oder Wolfgang Moßmann, Technik, Raummieten) aufge-

wendet? 

2. Wurden für die Erstellung der begleitenden Broschüre „Gesichert rechtsextrem“ Res-

sourcen der vhs (Arbeitszeit, Infrastruktur) genutzt? 

III. Einhaltung von Bildungsstandards (Beutelsbacher Konsens) 

1. Wie stellt die vhs bei dieser Reihe das Überwältigungsverbot sicher, wenn die AfD vorab 

als „Täter“ und „kein Gesprächspartner“ definiert wird? 

2. Wie wurde das Kontroversitätsgebot gewahrt, da nach vorliegenden Informationen 

keine Vertreter der betroffenen Partei zur Darstellung ihrer Sichtweise eingeladen wur-

den? 

IV. Prüfung der Kooperationspartner und Extremismusprävention 

1. Welche Prüfung hat die VHS vor Eingehen der Kooperation hinsichtlich der Rechtsform, 

der finanziellen Strukturen und der Erreichbarkeit des Bündnisses KfD durchgeführt, und 

zu welchem Ergebnis kam diese Prüfung, insbesondere angesichts des Umstands, dass 

das Bündnis über keine eigene Rechtsform verfügt, Spenden über das Konto der VVN-BdA 

abwickelt [Anlage 1] und unter der im Impressum seiner Webseite angegebenen Adresse 

(Dammgasse 8, 78462 Konstanz) postalisch nicht erreichbar ist [Anlagen 2]? Ein an diese 

Adresse versandtes Einschreiben wurde von der Deutschen Post mit dem Vermerk zu-

rückgesandt, der Empfänger sei unter der angegebenen Anschrift nicht zu ermitteln [An-

lage 3]. 

2. Wie bewertet der Landrat die Zusammenarbeit einer kreiseigenen Einrichtung mit ei-

nem Bündnis, das finanziell eng mit der VVN-BdA verflochten ist, welche bis 2022 vom 

bayerischen Verfassungsschutz als „linksextremistisch beeinflusst“ beobachtet wurde? 

V. Personelle Interessenskonflikte und Fürsorgepflicht 

1. Wie beurteilt der Landrat die Unparteilichkeit der vhs-Leitung, wenn der zuständige 
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Programmdirektor Stephan Kühnle gleichzeitig als Unterstützer des politischen Kampf-

bündnisses KfD gelistet ist [Anlage 4]? 

2. Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um den Anschein der Befangenheit bei der Aus-

wahl von Referenten und Inhalten in diesem Fachbereich künftig auszuschließen? 

VI. Chancengleichheit und Ausblick 

1. Unter welchen Bedingungen und in welchem Zeitrahmen stellt die vhs der AfD im Sinne 

der Chancengleichheit (Art. 21 GG) und der vhs-Werte („Ehrlichkeit, Transparenz, Offen-

heit“) Räumlichkeiten und Ressourcen für eine eigene Veranstaltung zur Gegendarstel-

lung zur Verfügung? 

2. Welche konkreten satzungsrechtlichen Konsequenzen zieht der Landrat für die künftige 

Kooperationspraxis der vhs mit parteipolitisch motivierten Aktivistenbündnissen? 

 

Diese Anfrage wird wie folgt begründet: 

Die VHS Landkreis Konstanz e.V. (ferner vhs) hat Anfang Januar 2026 in offizieller Koope-

ration mit dem politischen Bündnis „Konstanz für Demokratie – Klare Kante gegen Rechts“ 

eine Veranstaltungsreihe unter dem Titel „Gesichert rechtsextrem – Die AfD und die 

rechtsradikale Szene in der Region Konstanz“ angekündigt und durchgeführt. Die fünf 

Veranstaltungen fanden in Räumlichkeiten der vhs in Konstanz, Stockach, Singen, Tengen 

und Gaienhofen statt. Die Anmeldung erfolgte ausschließlich über die vhs-Website unter 

dem vhs-Logo. Referenten waren Jürgen Weber und Wolfgang Moßmann, beide Mitglieder 

des Recherchenetzwerks des genannten Bündnisses. 

Darüber hinaus wurde festgestellt, dass der vhs-interne Programmdirektor und Fachbe-

reichsleiter „Vorträge, Gesellschaft & Nachhaltigkeit“ der vhs, Stephan Kühnle, der die Ko-

operation in seinem Zuständigkeitsbereich verantwortete, gleichzeitig öffentlich als Un-

terstützer des Bündnisses „Konstanz für Demokratie“ gelistet ist. 

Gemäß § 2 Abs. 2 der Vereinssatzung ist die vhs „parteipolitisch und konfessionell unge-

bunden“. Das eigene Leitbild der vhs bekräftigt dies ausdrücklich mit dem Ziel, ein „poli-

tisch neutrales Bildungsangebot für alle Bevölkerungsschichten“ anzubieten. Als öffent-

lich getragene Einrichtung ist die vhs darüber hinaus dem verfassungsrechtlichen Neut-

ralitätsgebot gegenüber politischen Parteien aus Art. 21 Abs. 1 GG verpflichtet. Nach stän-

diger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts dürfen staatliche Ressourcen we-

der zugunsten noch zulasten einer nicht verbotenen Partei eingesetzt werden. Die nega-
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tive Qualifizierung einer Partei über staatlich getragene Kanäle verletzt die Chancen-

gleichheit der Parteien. 

Der Landkreis Konstanz ist Mitglied der vhs und hält mit fünf von fünfzehn Stimmen das 

höchste Stimmgewicht aller Träger in der Mitgliederversammlung. Der Landrat vertritt 

den Landkreis in diesem Organ. Aus dieser Stellung folgt eine unmittelbare Verantwor-

tung dafür, dass die vhs ihren satzungsgemäßen Auftrag einhält. 

Darüber hinaus entsendet der Kreistag gemäß § 13 Abs. 2 der Vereinssatzung vier Vertre-

ter in den Beirat der VHS. Dieser Beirat berät gemäß § 13 Abs. 1 der Satzung den Vorstand 

und die Mitgliederversammlung und ist insbesondere zu Programmänderungen sowie bei 

der Bestellung des Vorstands zu hören. Als Vertreter des Kreistags sind derzeit die Kreis-

räte Jürgen Maas (CDU), Dr. Hubertus Both-Pföst (FW), Elke Grosskreutz (Grüne) und Clau-

dia Weber-Bastong (SPD) im Beirat. Diese Vertreter waren aufgrund ihrer Funktion in der 

Lage, von der Kooperation und dem Inhalt der Veranstaltungsreihe Kenntnis zu erlangen. 

Aus ihrer Stellung als Repräsentanten des Kreistags folgt die Pflicht, bei Anhaltspunkten 

für einen Verstoß gegen die Neutralitätspflicht gegenüber der vhs-Leitung und dem Land-

rat auf Abhilfe hinzuwirken. 

Ergänzend ist festzustellen, dass das Bündnis KfD über keine eigene Rechtsform verfügt 

und unter der in seinem Impressum angegebenen Adresse (Dammgasse 8, 78462 Kon-

stanz) postalisch nicht erreichbar ist. Ein an diese Adresse versandtes Einschreiben wurde 

von der Deutschen Post mit dem Vermerk zurückgesandt, der Empfänger sei unter der an-

gegebenen Anschrift nicht zu ermitteln. Eine öffentlich finanzierte Bildungseinrichtung, 

die eine institutionelle Kooperation mit einem Bündnis eingeht, das weder rechtlich greif-

bar noch postalisch erreichbar ist, verletzt elementare Grundsätze der Trägersorgfalt. 

Der Interessenkonflikt des zuständigen Fachbereichsleiters ist personalrechtlich und or-

ganisatorisch relevant. Ein Mitarbeiter, der in seiner dienstlichen Funktion über eine Ko-

operation mit einem politischen Bündnis entscheidet, dem er selbst als Unterstützer an-

gehört, kann die gebotene Neutralität seiner Entscheidung nicht gewährleisten. Dies be-

gründet eine Prüfpflicht sowohl der vhs-Leitung als auch des Trägers. 

Der Beutelsbacher Konsens, der für die politische Bildungsarbeit aller öffentlich geförder-

ten Bildungseinrichtungen in Baden-Württemberg maßgeblich ist, untersagt ausdrück-

lich das Überwältigen von Teilnehmern durch einseitige politische Positionierungen so-

wie die Missachtung des Kontroversitätsgebots. 
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Eine Veranstaltungsreihe, die eine nicht verbotene Partei als „gesichert rechtsextrem“ be-

zeichnet und ihr keine Möglichkeit zur Gegendarstellung eröffnet, verstößt gegen beide 

Grundsätze. 

 
 

B E N N E R T   F R I S C H M U T H 
für die Fraktion 

 

M I C H A E L  M.  S T A U C H 
Fraktionsvorsitzender 

AfD-Fraktion im Konstanzer Kreistag 
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